
Antrag Hochrüstung beenden – Friedenspolitik stärken

Die GMV beschließt folgende Positionierung:

Hochrüstung beenden – Friedenspolitik stärken

Als Linke stellen wir uns gegen die immer weiter voranschreitende Aufrüstung in Deutschland. 
Was mit  den 100-Milliarden-Euro  begonnen hat,  geht  nun mit  der  Diskussion rund um die 
Wehrpflicht,  immer  mehr  Bundeswehr-Werbung,  dem  Verbot  der  Zivilklausel  in  manchen 
Bundesländern und zuletzt mit der Stationierung von u.a. Tomahawk-Marschflugkörper der USA 
weiter.

Damit legt sich die Bundesregierung immer stärker darauf fest, Krieg als Mittel der Politik zu 
befürworten und baut die militärischen Kapazitäten aus. Das schon im Weißbuch der Bundeswehr 
im Jahr 2016 formulierte Ziel, als „Rahmennation“ eine Führungsrolle einzunehmen, soll damit 
umgesetzt werden. Aber „Führung“ bedeutet eben, für deutsche Interessen potentiell überall auf 
der Welt Krieg zu führen. Das ist auch das, was hinter dem Begriff der „Kriegstüchtigkeit“ steckt, 
die vom Bundesverteidigungsminister kürzlich von der Bevölkerung eingefordert wurde.

Damit ist klar, dass es nicht um aktuelle Kriege geht. Bei der Aufrüstungsdiskussion geht es nicht 
darum, die Menschen in der Ukraine gegen Angriffe des Putin-Regimes zu verteidigen. Es geht 
darum, dauerhaft mit militärischen Kapazitäten in der neuen Blockkonfrontation Machtpolitik zu 
betreiben.  Davon  profitieren  diejenigen,  die  sich  seit  jeher  über  angebliche  „deutsche 
Zurückhaltung“ beklagen und ungeschminktes Großmachtstreben befürworten. Dazu sorgt die 
aktuelle Politik für Rekordumsätze in der privaten Rüstungsindustrie und soll gleichzeitig die 
kommenden Sozialkürzungen rechtfertigen. Das ist ein zusätzliches Rezept für gesellschaftliche 
Spaltung und die Schwächung der Demokratie.

Das lehnen wir ab. Wir wollen weder deutsche noch US-amerikanische Marschflugkörper, keine 
Wiedereinführung der Wehrpflicht, keine Bundeswehr-Werbung und kein „Sondervermögen“. Wir 
wollen Solidarität mit allen Geflüchteten, das Recht auf Kriegsdienstverweigerung, ökonomische 
und  soziale  Hilfen  für  Angegriffene,  neue  diplomatische  Initiativen  und  das  Verbot  von 
Waffenexporten. Stattdessen wollen wir das Geld in Bildung und Soziales, für Menschen in Not 
und für den Klimaschutz investieren.

Diese  Forderungen  wollen  wir  gemeinsam  mit  einer  linken,  antifaschistischen  und 
emanzipatorischen Friedensbewegung durchsetzen.


